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hat der 13. zMlsenat des Oberlandesgerichts Celle durch den VorsiEenden

Ricl'ner am Oberlandesgerichl Wiese, den Richter am Obe andesgericht Keppler

und den Richtor am Oberlandesgericht Thomas im schriftliche8 Verfahren mit

einer Erklärungsrrist bis zum 21. Mätz 2014 am 3. Apil20'14 für Recht e*annt:

Auf die Berufung des Klägers wird das am 30. Juli 2013 verkÜndete Urteil

des Einzelrichlers der 9. zivllkammer dos Landgerichts Hannover teilweise

abgeerdort.

. Es wird - über den erstinstanzlichen Ud€ilstenor hinaus - lestgestellt,

dass die Bsklagto nicft bercchtigt ist, die Energievgrsorgung über die

V€rbraucfrsstelle

2. OG rechts, 
"Verfagskonto" 

. ußd 3. OG links, 
"Vertrags-

konto' , dur6+l Zähle6perre zu unterbredren.

Die Kosten des B6chtsstreits oGter lnstanz trag€n der Klliger zu 14 % und

dle Beklagte zu 86 %. Die Beklagt€ hat die Kosten der BerLrtung zu tragen.

Das Urteil ist ohne Sichefieitsleistung vodäufig vollstreckbar.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Gründe:

t.

Von ein6r Darstellung des Sach- uM Streitstandes wird gern- § *0 Abs. 2, 313a

Abs. 1 Satz 1 ZPO i. V. mit § 26 Nr- I Salz 1 EGZPO abgesehen-



It.

Die vom Landgericht g€m. § 511 Abs. 4 ZPO zugelassene Berufung des Klägers

hat in der Sache Erfolg.

Der von dem Klägar geltend gemachte FeststBllungsanspruch ist begnindet.

lnsoweit nimmt deF Senat Bezug aui den lnhalt des Hinweisbeschlusses vom

3. Februar 2014, in dem es u. a. wie folgt heiBt:

,Die Beklagte kann als Grundversorgerin nicht die Duldung des Zutritts

und der Zählersperrung der Verbrauchsstellen in dam Mehrfamilienhaus

, hinsiohtlich des Stromzählers

im dritten Obergeschoss links sowie des Stromzählers

im a/r,eiten Obergeschoss rechts durch den Netsieaeiber

von dem Kläger v6rlangen.

1. Der FeststgllungsantBg des Klägers ist zulässig, da das nach

§ 256 ZPO erforderliche FeststollungsintBresse vorliegt. Die Beklagte hat

süh ausweislich ihrer die Einstellung dBr Stromversorgung ankrlndillendefl

§chreiben vom 16. April 2012 (Anlage K 22) und vom 5. April 2013 (Anla-

0e K 33) des Redrts arr Zählerspenung ,berühmf.

2. Die VorausseEungen, nach denan der Grundyersorger im

eigenen Namen und aus eigenem Recht (vgl. nur Senat, B€schluss vom

20. August 2012 - 13 W 56i 12, juris Hdnr, 11, 12) die mit der Unterbrechung

der Stromversorgung vBöundene Sperrung deb Stromzähl6rs vsrlangen

kann, liegen nicht yor.

DiB SpervorausseEungen haben ihre Grundlagen in §§ 19 Abs. 2

StromGW i. V- mit §§ 21 Abs. 1 SaE 1, 24 Abs. 2, 3 NAV (Verordnung

über Allgemeine Bedingungen {ür den Nelzanschluss und dessen NuEung

iür die Elektriziliitsversorgung in Niederspannung), Danach daff der Grund-

\€rsorger wegen Zahlungwezugs eine Unterbrechung nur dUrchführen

Iassen, wenn der Kunde nach Abzug etwaiger Anzahlungen mit Zahlungs-

in.
Nr

Nr.



-4-

verpllichtungen von minde§ens 1 00 € in Vezug ist (§ 'l I Abs. 2 SaL 4

ShomGW). Dies ist hier aber nicht der Fall.

a) Das Landgericffi hat zutreffend festgestellt, dass zwischen den Par-

teien - euch nichl konkludenl - wegen der vorgenannten Verbrauchssteller

kein Stromlistorungwerlrag ajstande gekommen ist, Das Landgericfit hat

insoweit ausgeJührt, dass der l(äger an den skeilgegenständlichen Ver-

brauchstellen kein StIom entnommen hat so dass es nicht zum Vertrags-

schluss zwischen den Paieien gekommen ist. Dies entspricht der ständi-

gen Flechtsprechung des Bund€sgerichtshols, nach der grundsäUlich in

dem Leistuflgsangebotdes Veßorgungsunternehmens ein Vertragsangebot

in Fom einer sog. Realotferte zum Abschiuss eines Ve6orgungs\ierlrags

zu sehon ist, das aber nur dann von d6m Abnehmar konkludent angenom-

men wird, wonn er dem Leitungsnetz des Versorgungsuntemehmers

Elektrlzikil entnimmt (BGH, Urtsil vom 6. Juli 2011 - Vill ZB 2J 7/10, iurls

Rdnr.1 6). Auch die Begnindung eines geseElichen Sciuldverheltnisses

gem. §§ 38 Abs- 1 Satz 1, 36 Abs. 1 EnWG seta eine Entnahme von

Energie dürch den Letztverbrauch€r voraus (BGH, Udeil vom 6" Juli2011,

a" a. O., Jtris Rdnr. 20, BerlinerKomm/Busctle, Energierecht, 3. Aufl.,

§ 38 EnWG Rdnr. 15).

Soweit das lrndgorlcht wEgen der wgiteren Verbrauchsslelle im dritten

Obergsschoss rectrts die negative Fest§eliungs*lage des Klägers iE Höhe

€ines Beüages von 49 € abgewiesen hat, sleht damit zwar rechtskräftig

fest, dass der Kläg6r die Kosten der ertoiglosen Sp€nung vom 23. Novem-

ber 20'10 zu tragen hat. Dieser Betrag über§eigt aber den nac*! § 19 Ab§ 2

Sau 4 StromGW Brforderlicien Beüag von mindestens '100 € nlcht.

3. Soweit außertlalb einss Vertragsverhältnisses der Grundversorger

nach den allgemeinen Vorschritten zum Zunickbehaltungsrecht gem. § 223,

320 BGB berechtigt ist, die Energieversorgung fristlos zu unterbrechen

(de Wyl in Schneidar/fheobald, Rechi der Energiewirtschaft, 3. Aufl., § 14

Fldnr. 51), setä dies aber Binen Energlediebstahl oder di€ unberugte Ent-

ziehung elektrischer Energte vor-aus (Hempel in Hemp€l/Franke, Recht der
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Energie- und Wasserversorgung, § 33 AVBEhV Rdnr, 44). Die Regelung

des § 19 Abs. 1 2, HS StromGW erfordert dsbei nicht dass mit der un-

befugten Entziehung von Energie bereits begonnen worden sein muss;

vielmehr gBnügt, wenn eine unrachtmäBige Entnahme droht (Hempel in

HempeyFranke, a. a. O., § 33 AVBEhV Hdnr. 45). Oi6§ kann ab€r nach

dem Vorbringen der B€klagiten hier nicht fästgestelit \,verden, Es isl nicht

mit Substanz dargetan, dass d€r Kläger tür den ähler mit der Nummer

im zwerten Obergeschoss rechts seit dem 30. Mätz 2010 und

lür den Zähler mit der Numme; im ddtten Obergeschoss links

seit dem 21. Dez€mber 2011 Strom entnommen hat (BI. 193 d, A.).

4. Entgegen der Ansi€fit dBs Lanqedcils i§ ein Duldungsanspructr

aul Stromsperrung auoh nic+rt nach § 2'l b Ab§. 2 EnWG begründot. Hierbei

kann es der Senat auct dahingsslellt bssen, obaus dem lnhalt des § 21b

Abs, 2 EnWG die Berechtigung d6s Messsteflenbetreibers zu iolgem ist,

eine Messsteils, die l(o§ten verur§aehl, zu entfemen (bejahend: AG

Düsseldorf, Urteil vorn 26, November 2010 - ,[4 C 10106/10, juris Rdnr-18)-

D6nn nach dem unwidBrsprochenen Vortrag des K1ägds isl dle Beklagto

zwar Grundvsrsorger, jedocn nbht NeEbetrelbBr oder l\ressstellenbetroiber,

Diss ist vielmehr in wunstod dia E.ON A\aacon AG (Bl. 270 d. A.). Damit

kann die B€klag€ aber nicht aus eigenem Rechtübsr die Mos§einrichtung

verilgen; eine Vergütung für den Betrieb der Zihler hat sie gleicfihlls nicht

geltend gemacht. Da di6 Beklagrt€ mithin nlcht zur Unterbrechung der Ener-

giBversorgung gege lber dem KlägeI berechtigt ist, kann sis den Netzbe-

rgiber auch nicht aufilrdem, die Energieversorgung unteöreohen zu

rassen (§ 24 Abs. 3 NAV/NDAV)."

5. Ein Anspruch der Beklagten ergibt sich auch nlcht aus § 985 BGB.

Gem. § 21b Abs. 4 SaE 1 EnWG steht die Messeinrichtung im Eigenlum des

Messstellenbetreibers. Messstellenbetreiber ist hieriedoch nichl die Beklägte,

sondern die E.ON Avacon AG,
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u.

Die t(ostenenl8fjl8ldung iolgt aus § 92 Ab§ 1 ZPO. Di6 Ent66eidung über

die vorlärfge Volffiöad(€lt folgß aß §§ 7t 8 Nr. 10, 713 PO-

G nds für dio aiassung der Ret islon liegen ni(*tt lor (§ 5«l Abs. 2 ZPO).

Wiese


